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1. Interesse und Kontext 
Bürgerbeteiligung dient der sozialen Nachhaltigkeit von Infrastrukturprojekten und kann auch 

ökonomische und ökologische Ziele bedienen. Es sind Kostenersparnis durch konstruktive 

Konfliktbearbeitung möglich, beispielsweise durch die Vermeidung von Protest und Widerstand und 

auch die zielgenauere Erfüllung lokaler Planungsaufgaben.  

Konflikte und Proteste zu großen Infrastrukturprojekten deuten auf Defizite in der formalen 

Bürgerbeteiligung und im Informationsmanagement hin. Viele Kommunen versuchen daher, die 

Beziehung zwischen Bürgerschaft und Verwaltung neu zu definieren und damit eine positive 

Partizipationskultur herzustellen, u.a. durch Frühzeitigkeit und informelle Formate und durch 

Beteiligungsleitlinien.  

Dem Diskurs über Partizipation liegen unterschiedliche Erwartungen der Akteure zugrunde welche 

auf Weltbilden und Legitimitätsvorstellungen fußen. Für konstruktive Kommunikation muss auf die 
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Interessen der anderen Akteure eingegangen werden können und es müssen Wege gefunden 

werden, die Erwartungen miteinander zu vereinbaren. Denn ohne Annäherung der Erwartungen 

bleibt Partizipation hinter ihrem Potential zurück oder verkommt zur Überzeugungsleistung und 

Akzeptanzbeschaffung. 

Die Frage hinter der vorliegenden Untersuchung ist, ob der lokale Prozess der Leitlinienerstellung 

eine Annäherung der Vorstellungen gebracht hat. Und inwieweit die durch Enttäuschung und 

Missverständnisse entstandenen Vertrauensprobleme zwischen Bürgerschaft und Verwaltung durch 

das Erstellen von Partizipationsleitlinien beeinflusst werden können. Dabei gibt es Faktoren, die 

direkt in der Kontrolle der Akteure liegen und beispielsweise prägend sind dafür, wie über 

Partizipation gesprochen und gedacht wird (eigene Erfahrungen, Problembewusstsein, Wissen). Und 

dann gibt es andere Faktoren, die im Kontext der Situation liegen, und für eine Verbesserung der 

Situation ebenfalls berücksichtigt werden müssen (Privilegien der Verwaltung [Seibel, 2018], 

Kulturelle Werte [Healey, 2007], Risikoaversion [Gigerenzer, 2018]). 

Diese Arbeit fokussiert sich auf partizipative Demokratie (formelle und informelle), in Abgrenzung 

zu den vier anderen Elementen der Demokratie, neben repräsentativer Demokratie (Wahlen und 

Repräsentanten), direkter Demokratie (Referenden), soziale Bewegungen (inkl. Proteste und 

Initiativen) und freiwilliges Engagement (verschiedene Formate) [Roth, 2016]. In der formellen, z.B. 

im Baugesetzbuch §3 vorgeschriebenen Bürgerbeteiligung ist es vor allem die Verwaltung, die in 

partizipativer Demokratie mit der Bürgerschaft in Kontakt kommt. Die Abbildung 1 zeigt die 

verschiedenen Formen der Interaktion in Kommunen zwischen den drei Akteursgruppen: lokale 

Politik, Verwaltung und Bürgerschaft.  Die zugrunde liegende wissenschaftliche Untersuchung 

konzentriert sich auf das Verhältnis zwischen BürgerInnen und Verwaltung und beobachtet, ob 

PolitikerInnen in informeller Beteiligung eine größere Rolle spielen. Denn in der Regel nehmen 

PolitikerInnen nur an zwei Zeitpunkten an Bürgerbeteiligungsprozessen teil: Beim Beschluss die 

Bürger für ein bestimmtes Projekt miteinzubeziehen und später bei der Diskussion der 

Entscheidungsvorschläge, in die die Beiträge der beteiligten BürgerInnen eingeflossen sind.  

 
Abbildung 1: Interaktionsformen der kommunalen Akteure [eigene Darstellung] 
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2. Untersuchungsobjekt und Fokus 
Im Fokus der Studie steht das Streben nach einer neuen Beziehung zwischen Verwaltung und 

Bürgerschaft. Dazu wird die theoretische Wirkung der Beteiligungsleitlinien dies zu unterstützen 

untersucht. Diese Beteiligungsleitlinien sind ein relativ neues Phänomen, sie sind Teil der 

Partizipationsdebatte auf der kommunalen Ebene und auch Teil der Maßnahmen, die darauf 

abzielen, eine bessere Partizipationskultur zu herzustellen [Gigerenzer, 2018; kommunale Websiten; 

Erklärungen der Leitlinien]. Diese Leitlinien fassen lokal relevante Qualitätskriterien zusammen sowie 

auch Regeln des Umgangs miteinander bei der Planung wichtiger Maßnahmen und bei der 

Abwägung der berührten Interessen. In der Regel ist der öffentliche und paritätische 

Erstellungsprozess der Leitlinien die intensivste, umfassendste und direkteste lokale 

Auseinandersetzung mit dem Thema Bürgerbeteiligung.  

Zur Beschreibung der Beziehung zwischen Verwaltung und Bürgerschaft werden Unterschiede in 

Erwartungen und Definitionen genutzt. Die Fallstudie untersucht die Annäherung der Denkmuster 

über eine qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring [2015] von acht Beteiligunsleitlinien aus deutschen 

Kommunen unterschiedlicher Größen mit einer Gesamteinwohnerzahl von 1,6 Millionen. Dabei wird 

untersucht, wie diese neue Beziehung beschrieben wird, ob sie im Sinne der Qualitätskriterien für 

Dialogverfahren1 die Vorteile von Bürgerbeteiligung zugänglich machen kann, ob ein Verständnis und 

Verstehen zwischen Verwaltung und Bürgerschaft durch die Dokumente gefördert wird, bzw. ein 

erhöhtes Verständnis füreinander in den Dokumenten erkennbar und gewollt ist. Ein solches 

Verständnis müsste in den Dokumenten erkennbar sein, um eine Wirkung der Leitlinien über den 

unmittelbaren Kreis der direkt Involvierten hinaus zu ermöglichen, eben um eine Partizipationskultur 

zu erschaffen. Dazu wird ein Theoretischer Rahmen benötigt, welcher erlaubt, Erwartungen und 

Vorstellungen von Bürgerbeteiligung zu analysieren und das Verhältnis zwischen Verwaltung und 

Bürgerschaft zu charakterisieren.  

 

3. Methodologie 
Begonnen wird mit der Beschreibung der Ausgangslage der Beziehung zwischen Verwaltung und 

Bürgerschaft durch die Skizzierung der geschichtlichen Entwicklung der Bürgerbeteiligung in 

Deutschland ab 1960 und den rechtlichen Rahmenbedingungen. Es wird die Situation beschrieben 

auf die die Leitlinien reagieren und welche verbessert werden soll. Beispielsweise unterscheiden sich 

die informellen Partizipationsdesigs stark im Grad der öffentlichen Beratung. Daher geschah und 

geschieht es regelmäßig, dass die verschiedenen Erwartungen an Zweck und Umfang des Einflusses 

vor, in und nach informellen Beteiligungsveranstaltungen kollidierten. 

Es besteht in der Partizipationstheorie und -literatur ein Problem Partizipation zu definieren und 

somit sowohl die wissenschaftliche als auch gesellschaftliche Debatte zu strukturieren. Daher muss 

zunächst ein Theoretischer Rahmen geschaffen werden, wie in der vorliegenden Arbeit. Dieser 

                                                      
1
 Aus der Partizipationsliteratur und -forschung. 
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basiert auf einer Literaturanalyse. Aus der Partizipationsliteratur werden Merkmale und 

Beschreibungskriterien des Verhältnisses zwischen Verwaltung und Bürgerschaft in Form eines 

Theoretischen Rahmens hergeleitet. Es werden Legitimationsdefinitionen und die 

Aufgabenverteilung, also der Grad der öffentlichen Beteiligung und Beratung berücksichtigt. Der 

Theoretische Rahmen wird in einer Fallstudienanalyse angewendet. 

Als Grundlage für spätere Vergleiche werden die empirischen und theoretischen Nachteile der 

„alten“, formellen Beteiligung und die Beziehung beschrieben. Die Arbeit trägt zudem die in der 

Partizipationsliteratur genannten Vorteile gelungener Partizipation zusammen und bezieht 

Qualitätsansprüche und Merkmale ein, um daraus die Vorteile einer veränderten Beziehung 

zwischen Verwaltung und Bürgerschaft abzuleiten. 

Im empirischen Teil der Arbeit werden durch eine qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring [2015] die 

Vorannahmen und Ziele der Leitlinien untersucht und die beinhalteten Aufgabenverteilungen und 

Legitimationsdefinitionen identifiziert. Die in den Leitlinien vorgeschlagenen Instrumente werden 

ebenfalls auf ihre Aufgabenverteilung an die Akteure betrachtet. Im nächsten Schritt wird 

untersucht, ob die in den Dokumenten vorgeschlagenen Instrumente sinnvoll und passend zu Ziel 

und Vorannahmen gewählt wurden.  

Wirkung von Kontext und Mechanismen für Veränderung werden durch Diskursanalyse [Richardson, 

2002] in die Theorie einbezogen. Durch die Betrachtung des Kontextes wird untersucht, inwieweit 

die Leitlinien und die in den Dokumenten vorgeschlagenen Instrumente die Beziehungen zwischen 

Bürgerschaft und Verwaltung theoretisch nachhaltig beeinflussen können. 

 

4. Theoretischer Rahmen 
Der Theoretische Rahmen erlaubt es, drei verschiedene Perspektiven auf Bürgerbeteiligung zu 

kombinieren um die Beziehung zwischen Bürgerschaft und Verwaltung zu charakterisieren und zu 

einem ganzheitlichen Verständnis zu kommen: Erstens wird die Aufgabenverteilung zwischen 

Beteiligten als funktionale Paritzipationsdefinition genutzt, zweitens werden 

Legitimationsverständnisse [Glaab, 2016] und Weltbilder [Selle, 2015] zur Beschreibung von 

Erwartungen genutzt und drittens wird der Einfluss der Dokumente über Machtmechanismen und 

Veränderung mittels Diskurstheorie nach Richardson [2002] beschrieben. 

Teil eins: Partizipation beschreiben und vergleichbar machen 
Die Literatur über Partizipation ist breit aufgefächert und speist sich aus verschiedenen Disziplinen 

und Ansätzen und basiert auf unterschiedlichen Definitionen von Partizipation [Nabatchi et al., 

2012]. Damit gibt es in der Parizipations- und Demokratieforschung diverse Versuche das Thema zu 

strukturieren [Fung, 2003, 2006, 2007; Nabatchi et al., Weiksner et al., 2012; Selle, 2015; Glaab, 

2016; Roth, 2016; Innes & Booher, 2004]. Partizipation nach Zwecken oder Absichten zu 

unterscheiden ist plausibel, aber es besteht das Risiko von Unschärfe und Normativität [Fung, 2006; 

Nabatchi et al., 2012]. Daher schlägt die Autorin eine funktionale Herangehensweise vor, um den 

potentiellen Vorteilen und der demokratischen Notwendigkeit von Bürgerbeteiligung gerecht zu 
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werden. Ein Bewusstsein über das Problem und den bestehenden Handlungsspielraums herzustellen 

ist die Voraussetzung für effektive Partizipation. Daraus leiten sich die verschiedenen Fragen an 

Betroffene und NutzerInnen ab. Dieser erste Teil des Theoretischen Rahmens strukturiert die 

inhaltlichen Beiträge von BürgerInnen zu Entscheidungsfindung und Planung: die Funktionen von 

Beteiligung werden definiert durch die Fragen an den Bürger – oder etwas genereller formuliert: 

durch die Aufgabenverteilung zwischen den in der Planung involvierten Akteuren. Die Untersuchung 

nimmt die verschiedenen Aufgaben von BürgerInnen zum Partizipationsprozess aus der 

Partizipationsliteratur auf, bspw. Problemidentifikation, Äußerung von Meinungen und Präferenzen, 

Wissensaustausch, Lösungsfindung und Entscheidungsfindung. 

Teil zwei: Beschreibung von Erwartungen 
Es folgt Teil zwei des Theoretischen Rahmens – um die unterschiedlichen Erwartungen von 

Bürgerschaft und Verwaltung an Beteiligung zu differenzieren werden zwei Ansätze aus der 

Partizipationsliteratur kombiniert: Erstens der Weltbild-Ansatz von Selle [2015] und zweitens der 

Legitimations-Ansatz von Glaab [2016]. Eine verbesserte Beziehung besteht theoretisch daraus, 

Brücken zwischen den Weltbildern und Legitimitätskonzepten zu bauen, diese innerhalb der 

Bürgerbeteiligungsprozesse zu kombinieren. 

Teil drei: Kontext und Veränderung 
Kontext und Veränderung werden mit Methoden der Diskurstheorie [Richardson, 2002] untersucht 

um über Machtmechanismen (z.B. Ausschluss von Meinungen), Kontextfaktoren, und Veränderung  

(bspw. über reflexive Praxis) zu sprechen. Diskurse sind Sammlungen von Ideen und Konzepten, die 

miteinander in Wettstreit stehen, die produziert, verändert und wiederhergestellt werden durch 

alltägliche Handlungen [Richardson, 2002 in Bezug auf Foucault, 1973].  

Die ersten beiden Aspekte des Theoretischen Rahmens, die Definitionen und Erwartungen, werden 

als Ideen und Konzepte2 im Sinne der Diskursanalyse nach Richardson [2002] verstanden. 

Mechanismen der Macht und Dominanz kontrollieren die Einführung neuer Gedanken und Ideen, so 

z.B. auch neuer Partizipationsdefinitionen. Diese Arbeit nutzt die Diskurstheorie um zu untersuchen, 

wie Ideen und Konzepte Dominanz erlangen können und wie Beziehungen der Akteure zueinander 

konstruiert bzw. suggeriert werden können. Der Theoretische Rahmen wird komplettiert durch die 

Darstellung, wie Partizipationsleitlinien als Dokumente Beziehungen beeinflussen können. 

 

  

                                                      
2
 Manche AutorInnen verwenden den Begriff Rationalities für Ideen und Konzepte. 
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5. Empirischer Teil 
Der Theoretische Rahmen aus vorangegangenen Teil der Arbeit wird hier auf bestehende 

Partizipationsleitlinien angewendet. Diese Studie nutzt die qualitative Inhaltsanalyse nach Mayring 

[2015] und zieht acht Dokumente exemplarisch heran um die informelle und aktuelle Beziehung 

zwischen Verwaltung und Bürgern zu untersuchen.  

Durch die Einordnung in die Theorie können Entwicklungsrichtungen auf theoretischer Ebene 

identifiziert werden. Die „neue“ Beziehung wird mit der „alten“ d.h. den Merkmalen der formellen 

Beteiligung verglichen, um festzustellen inwieweit die Leitlinien eine Veränderung vorschlagen und 

ermöglichen. Dazu wären bspw. Annäherungen zwischen den Vorstellungen und Erwartungen der 

Akteure notwendig. 

 

6. Schlussfolgerung und Empfehlung 
Die meisten Leitlinien nennen als Motivation die Verringerung von Enttäuschungen, die 

Verbesserung des gegenseitigen Vertrauens und ein höheres Verständnis für die Notwendigkeit 

geplanter Projekte bzw. die Reduktion von Widerstand. Dies soll über die Herstellung einer 

sogenannten Beteiligungskultur ermöglicht werden. Dazu liefert die vorliegende Arbeit u.a. folgende 

Erkenntnisse: Die gute Nachricht ist, dass die Bedingungen für eine örtliche Beteiligungskultur bei 

existierenden Leitlinien besser sind im Vergleich zur in der Arbeit beschriebenen Ausgangslage. Es 

gab feststellbare Annäherungen bzw. die Herstellung von Brücken zwischen den unterschiedlichen 

Ideen und Konzepten. 

Bemühungen, Vertrauen wiederherzustellen gibt es von beiden Akteursgruppen, d.h. sowohl von den 

Bürgern und Bürgerinnen als auch von der Verwaltung.  Deutlich erkennbar sind Schritte der 

Verwaltung. BürgerInnen erwarten einen hohe Qualität der Partizipationsprozesse, ernsthafte 

Berücksichtigung ihrer Ergebnisse und Nachvollziehbarkeit. Es werden verpflichtende öffentliche 

Rückmeldungen und Rechtfertigung der finalen Entscheidungen, sowie ein verlässliches Einhalten 

von Absprachen gefordert. Die Verwaltung nähert sich dieser Idee an und bietet in den Leitlinien 

Verlässlichkeit und Nachvollziehbarkeit an und richtet eine offizielle 

Partizipationsmanagementstruktur ein. 

Außerdem wird in jeder der acht Leitlinien eine etwas unterschiedliche Perspektive auf Legitimität 

und Zweck von Beteiligung deutlich. Ein Erklärungsansatz ist der folgende: In manchen Gemeinden 

scheint es schon zu einem verstärkt gemeinschaftlichem Verständnis der Bürger-

Verwaltungsbeziehung gekommen zu sein bzw. es besteht eine größere kollektive Bereitschaft, dies 

zu erreichen. Dies trifft auf die Städte Detmold und Bonn aus dem untersuchten Sample zu. 

Als zentrale Voraussetzung für den des Erfolg von Beteiligung werden unterschiedliche Prioritäten 

angeführt, so setzt die Heidelberger Leitlinie auf Klarheit der Ziele und Aufgaben in Partizipation, 

während Bonn gegenseitiges Vertrauen für ausschlaggebend hält. 
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Wie der Wunsch der BürgerInnen die Politik direkter zu beeinflussen [Glaab, 2016] und ihr 

Lebensumfeld effektiv zu gestalten [Selle, 2015] mit den Ideen und Konzepten der Verwaltung besser 

vereinbart werden kann, darauf wird in den Leitlinien noch wenig eingegangen. Die Option, den 

Handlungsspielraum in Planungen und Projekten zu vergrößern wird nicht in Erwägung gezogen3. 

Und  der von Beteiligungsexperten geforderte verstärkte und direktere Kontakt der Bürgerschaft mit 

den EntscheidungsträgerInnen bleibt ebenfalls aus. Auch die neue Interaktion stellt den Dialog mit 

den PolitikerInnen, also die gemeinsame Meinungsbildung und Lösungserarbeitung nicht in den 

Mittelpunkt. 

Auf Basis der vorliegenden Arbeit kann ein großer Handlungsbedarf identifiziert werden. Erstens sind 

wie oben erwähnt die genutzten Legitimationsdefinitionen in allen untersuchten Leitlinien 

tendentiell inklusiver als dies in der klassischen formellen Partizipationsbeziehung der Fall ist. Es 

findet also eine Annäherung durch Ansätze der Brückenbildung statt. Allerdings wird dies nie explizit 

in den Leitlinien kommuniziert, was aber notwendig wäre um Wirkung über den Kreis der AutorInnen 

hinaus zu entfalten und wirksam eine lokale Beteiligungskultur zu konstituieren. Damit wird eine 

wertvolle Chance verpasst, die Debatte zu strukturieren und eine nachhaltige Verständigung zu 

erreichen.  

Zweitens wird nicht der gesamte Funktionsraum von Partizipation aufgezeigt, d.h. die 

vorgeschlagene  Aufgabenverteilung für die Bürgerschaft stellt nur ein kleiner Ausschnitt der 

theoretisch möglichen Beiträge dar. Der funktionale Ansatz bietet hier ebenfalls weiteres Potential, 

die Debatte zu strukturieren. Eine Erweiterung des Einflusses der Bürger und Bürgerinnen kann 

Vertrauen fördern. 

Drittens fehlen fast vollständig Bezüge zu Beteiligungsforschung und zu Expertise von außerhalb der 

eigenen Kommune. Genau diese Ressourcen könnten aber die Entwicklung einer verbesserten 

Bürger-Verwaltungs-Beziehung beschleunigen indem sie die lokale Expertise ergänzen. So könnten 

die eigenen Erfahrungen kontextualisiert werden und auch der Evaluation der eignen Praxis eine 

höhere Qualität und Relevanz gegeben werden. 

Zusammenfassend könnte die durch die Leitlinien geschaffene kommunikative Grundlage in allen 

Kommunen deutlich günstiger sein, um Vertrauen zu stärken und eine offener und integrative, 

strukturierte und reflektierte Partizipationsdebatte zu unterstützen und das Verständnis von 

Bürgerbeteiligung und guter Planung gemeinwohlrelevanter Infrastruktur im Dialog miteinander 

weiterzuentwickeln. Ohne das Eingehen aufeinander und das Verbinden der verschiedenen 

Erwartungen werden Konflikte und Missverständnisse bestehen bleiben. In dem Fall würde das 

Bewältigen der komplexen Herausforderungen unseres Zeitalters sogar schwieriger werden. Auch 

                                                      
3
 Ausnahme hier ist die Stadt Detmold. Hier bietet die Verwaltung in den Leitlinien an, die Eingaben der 

Stadtgesellschaft auch außerhalb partizipativer Events zu sammeln und in zwei Listen zu veröffentlichen. 

Die eine trägt Ideen und Vorschläge zusammen, etwas, was der Aufgabe der Problemdefinition seitens des 

Bürgers recht nahe kommt. Die zweite listet Projekte und freiwilliges Engagement der Bürgerschaft. Beide 

Listen unterstützen das Netzwerken mit der Stadtgesellschaft und insgesamt kann so das Stadtleben 

gestärkt werden. 
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müssen die Kontextfaktoren genauer einbezogen werden, denn ansonsten laufen die Kommunen 

Gefahr, zu viel von ihren Leitlinien zu erwarten und effektive Hebel für Veränderung ungenutzt zu 

lassen. 

Die vorliegende Studie betreibt Grundlagenforschung mit direkter Anwendbarkeit für PraktikerInnen 

aus Kommunen und Beratungsinstitutionen. Es können neue Wege abgeleitet werden, die 

Partizipationsdebatte zu strukturieren und Klarheit zu fördern. BürgerInnen und Gemeinden, die an 

einer neuen Beteiligungskultur interessiert sind, haben mit den Ergebnissen dieser Studie Argumente 

und Anregungen um eine effektivere Beteiligungskultur einfordern und gestalten zu können. Zudem 

liefert die Arbeit wichtige Hinweise für einen wirkungsvolleren und zielgerichteten Erstellungsprozess 

von Bürgerbeteiligungsleitlinien, basierend auf Theorie und Empirie. 
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